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Bremen. Nach 16 Teilen Kreativserie
(siehe unten) ist jetzt Schluss. Zeit für eine
vorläufige Bilanz. Wollte man ganz tief in
die Metaphernkiste greifen, könnte man
sagen, die Kultur- und Kreativwirtschaft in
Bremen ist ein zartes Pflänzchen. Dass es
Potenzial hat, ist erkannt. Strittig ist, wie
man dieses zum Blühen bringt. Die einen
sind für ein Gewächshaus mit regelbarer
Düngung, Bewässerung und Erwärmung,
die anderen sind für Wildwuchs, offene
Landschaft, wo das Pflänzchen sich aussa-
men kann, ohne gleich als Unkraut ver-
dächtigt zu werden – einfach mal sehen,
was draus wird. Nun ja, solche Bilder sind
immer ein bisschen schief.

Hans-Georg Tschupke redet auch nicht
so. Er ist Abteilungsleiter Innovation bei
der Wirtschaftsförderung Bremen (WFB)
und als solcher für Luft- und Raumfahrt
ebenso zuständig wie für die Kreativwirt-
schaft. Dieser Spagat macht ihm Spaß. Sein
anhaltendes Engagement hat ihm auch in
der Szene inzwischen Respekt eingetra-
gen. Aber zuerst wurde beiderseits ziem-
lich gefremdelt, erinnert er sich. Viertelbür-
germeister Robert Bücking hatte ihn eines
Tages angesprochen: Er müsse unbedingt
ins Lagerhaus in der Schildstraße kommen,
da gäbe es eine ganz tolle Truppe, aus der
müsse man etwas machen. So lernten
Tschupke und sein Kollege Kai Stühren-
berg Urbanscreen kennen. „Wir haben vor-
her die Krawatten abgenommen und sind
dann da hin“, erinnert sich Tschupke,
„aber natürlich waren wir für die erst mal
die men in black“, die schwarzen Männer,
die Anzugträger aus der Behörde. Inzwi-
schen weiß man, was man aneinander hat.

Ob die Kreativen eine eigene Branche
sind – da ist Tschupke ähnlich skeptisch
wie brand-eins-Chefin Gabriele Fischer
(siehe Teil 16 der Serie vom 18. Juli). Aber
die elf definierten Teilbranchen von Archi-
tektur- bis Werbemarkt, die in Bremen un-
terschiedlich stark vertreten sind, bieten
für den Wirtschaftsförderer allemal viel in-
teressantes Potenzial. So gesehen habe der
Begriff der „Kreativwirtschaft“ doch eini-
ges bewirkt: „Die Akteure haben ihr Selbst-
verständnis neu definiert, sie haben sich
stärker vernetzt und sie werden öffentlich
besser wahrgenommen“, glaubt
Tschupke. „Aber das ist ein Hype, der sich
schnell verflachen wird, wenn es nicht ge-
lingt, das auf die Erde zu bringen.“

Was er meint: Auch der zweite Teil des
Begriffs „Kreativwirtschaft“, die Wirtschaft
also, müsse ernst genommen werden. Ta-
lent und Ideen müssten in Marktbeziehun-
gen transferiert werden, sagt er. Er spricht
von Kundenorientierung und Wertschöp-
fung, nicht ganz einfach in einem per se
stark narzisstisch geprägten Milieu.

Da könnte und sollte noch mehr kom-
men, sagt Tschupke. Den ersten Schritt, die
Selbstvergewisserung und Vernetzung der
Branche, habe die Wirtschaftsförderung

ganz gut umgesetzt: mit der Gründungsför-
derung durch die Ideenlotsen, den Diskus-
sions- und Vernetzungsprozessen, die
durch Klub Analog und Klub Dialog ange-
stoßen wurden, und durch das Wagenfeld-
haus als Ausstellungsforum.

Selbstgesetzte Grenzen
Jetzt müsse der zweite Schritt kommen, die
stärkere Verbindung zur Wirtschaft. „Es
muss etwas Produktives herauskommen“,
sagt der Wirtschaftsförderer, dessen Leis-
tung – das sollte man nicht vergessen – von
seinem Arbeitgeber, der Politik, vor allem
in der Schaffung von Arbeitsplätzen gemes-
sen wird. Das führt dann schon mal zu Dis-
kussionen wie mit den Gründern von Ur-
banscreen, die mit ihren dreidimensiona-
len Lichtinstallationen gerade einen Boom
erleben. „Eigentlich könnten die doppelt
so groß sein“, sagt Tschupke, 30, 40 oder
mehr Arbeitsplätze schaffen. „Als Wirt-
schaftsförderer will ich, dass die wachsen.
Das wollen die aber nicht.“ An solche
selbstgesetzten „Grenzen des Wachstums“

stößt er öfter in der Branche, auch bei erfolg-
reichen Agenturen wie der Gesellschaft für
Gestaltung (GFK) oder artundweise.

Er hat Verständnis dafür, dass Kreative
fürchten, den originären Kern ihrer Arbeit
zu verlieren, wenn sie ihr Angebot beliebig
vermehren. Die Politik nicht immer, die
will zählbare Erfolge.

Und da sind wir wieder bei der Frage: Ge-
wächshaus oder offenes Feld? Nachdem es
mit dem Mobile Solution Center nichts ge-
worden ist – auch das ein Hype, der gekom-
men und gegangen ist – gibt es nun Bestre-
bungen, stattdessen die Kreativwirtschaft
in Beton zu gießen, das heißt, ein Kreativ-
zentrum zu bauen. Das wäre etwas Vorzeig-
bares, damit könnte man für den Standort
werben, heißt es. Unter den Akteuren der
Bremer Kreativwirtschaft rund um den
Klub Dialog stößt das Projekt auf wenig Ge-
genliebe. Sie haben längst angefangen,
sich eigene Strukturen zu geben, mit dem
privaten Gründungsprojekt Freihafen3
(Teil 7 vom 18. April) oder den von der
WFG geförderten Expeditionen von Kreati-

ven in andere europäische Städte. Immer
besser klappt auch die Vernetzung zwi-
schen alteingesessenen Firmen wie dem
Schünemann-Verlag und jungen Agentu-
ren (Teil 14 vom 4. Juli).

Tschupke hält sich in der Gewächshaus-
frage bedeckt, sagt aber, wichtig sei vor al-
lem Wertschätzung, der Branche das Ge-
fühl zu geben, dass sie hier in Bremen ge-
wünscht und geschätzt werde. „Bremen
reicht als Markt für die kreativen Unterneh-
men zwar nicht, aber das gilt auch für
Standorte wie Hamburg oder Berlin. Alle ar-
beiten international, und dafür ist auch Bre-
men ein guter Ausgangspunkt.“ Und viel-
leicht seien Räume, die man sich selbst er-
schließen könne, viel besser geeignet als
ein fertiges Gründungszentrum für Krea-
tive, meint Tschupke. Räume gebe es in
Bremen immer noch genug, und mit der
Zwischenzeitzentrale (AAA/ZZZ, Teil 6
vom 4. April) auch genau das richtige
Team, um neue Gelegenheiten aufzuspü-
ren und zu vermitteln. „Da müssen gar
nicht immer die men in black kommen.“
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Berlin (wk). Die offene Führungsfrage bei
der Deutschen Bank ist Presseberichten zu-
folge geklärt. Aufsichtsratschef Clemens
Börsig werde seinen Posten voraussichtlich
zur nächsten Hauptversammlung Ende
Mai 2012 vorzeitig verlassen und für Vor-
standschef Josef Ackermann freimachen,
berichten „Welt am Sonntag“ und „Bild“.
Wie die „Welt am Sonntag“ aus informier-
ten Kreisen berichtet, will Börsig mit sei-
nem vorzeitigen Rückzug den Weg für die
von ihm vorgeschlagene Doppelspitze im
Vorstand mit Deutschland-Chef Jürgen Fit-
schen und dem Chef-Investmentbanker
Anshu Jain ebnen. Heute kommen dem Be-
richt zufolge verschiedene Gremien des
Aufsichtsrats der Deutschen Bank in Frank-
furt am Main zusammen, morgen tage
dann das gesamte Kontrollgremium, das
die Entscheidungen noch absegnen müsse.

Ackermanns Vertrag als Vorstandsvorsit-
zender läuft im Mai 2013 aus. Als Kandidat
für seine Nachfolge hatte der ehemalige
Bundesbank-Chef Axel Weber gegolten,
seitdem dieser im Februar überraschend
seinen Rücktritt bei der Notenbank verkün-
det hatte. Weber hatte aber Anfang Juli er-
klärt, im kommenden Jahr zur Schweizer
Großbank UBS wechseln zu wollen. Seit-
dem ist die Personaldebatte bei der Deut-
schen Bank wieder voll entbrannt.

Börsig und andere Aufsichtsratsmitglie-
der haben sich Medienberichten zufolge
für eine Doppelspitze aus Jain und Fit-
schen stark gemacht. Die „Bild“-Zeitung
berichtet jedoch, es sei noch offen, ob sich
Fitschen neben Jain durchsetze oder ein an-
derer deutscher Vorstandskollege zum
Zug komme. Fitschens Verhältnis zu Acker-
mann gelte bankintern als zerrüttet. Statt
Fitschen seien deshalb auch Risiko-Vor-
stand Hugo Bänziger oder Privatkunden-
Vorstand Rainer Neske im Gespräch.

Laut „Bild“ haben die Arbeitnehmer im
Aufsichtsrat den Ausschlag zugunsten
Ackermanns als neuem Chef des Gremi-
ums gegeben. Börsig sei auf deutlichen
Wunsch auch mehrerer Arbeitnehmerver-
treter bereit, sein Amt vorzeitig abzuge-
ben. Es habe dabei auch die Drohung mit ei-
ner Kampfabstimmung im Aufsichtsrat im
Raum gestanden – die den Ruf der Bank
massiv hätte beschädigen können.
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Berlin (wk). Nach der Krise ist vor der
Krise: Die Europäische Zentralbank be-
fürchtet dramatische Ansteckungsgefah-
ren in der Eurozone nach der Umschul-
dungsdebatte um Griechenland. Die Bun-
desbank versetzen die Beschlüsse des Euro-
gipfels in Alarmstimmung: Bundesbankprä-
sident Jens Weidmann warnt vor einer
Transferunion und schwindender Haus-
haltsdisziplin in Europa. Bundeskanzlerin
Angela Merkel mahnt zu Geduld mit der
Regierung in Athen: „Ich finde, Griechen-
land hat auch eine Chance verdient.“

Merkel betont: „Es muss alles getan wer-
den, um diesen Euro stabil und anerkannt
zu halten.“ Athen müsse seine Reformen
fortsetzen, um die Schulden abzubauen
und wettbewerbsfähig zu werden. Nach
den Erfahrungen Deutschlands mit dem
Umbau und den Reformen in den neuen
Bundesländern sei bekannt, „dass das in
zwölf Monaten nicht zu schaffen ist“.

EZB-Direktoriumsmitglied Lorenzo Bini
Smaghi warnt in der „Welt am Sonntag“,
die Beteiligung der Banken an dem Ret-
tungspaket werde dazu führen, dem euro-
päischen Steuerzahler noch mehr Risiken
aufzubürden – sei es in Form von Garantien
oder auch Kapital für griechische Banken.

„Das ist der Grund, warum die Vereinba-
rung ein Einzelfall bleiben muss“, sagt er.
„Wir sollten nicht so tun, als gäbe es diese
Einigung für Griechenland kostenlos.“

Nach monatelangem Streit hatten sich
die 17 Staats- und Regierungschefs der Eu-
rozone und der Internationale Währungs-
fonds auf das neue Hilfspaket für Griechen-
land mit einem Volumen von 109 Milliar-
den Euro geeinigt. Banken und Versiche-
rungen werden einen zusätzlichen Beitrag
von 37 Milliarden Euro leisten, der aber
noch steigen kann. Laut EU-Experten hat
der Hilfsplan sogar einen Umfang von 159
Milliarden Euro. Zu öffentlichen Hilfen von
109 Milliarden Euro komme ein Beitrag der
Privatgläubiger von 50 Milliarden Euro.

Bini Smaghi fordert nun Reformen. Je
länger die Regierungschefs Entscheidun-
gen aufschöben, desto teurer werde es für
den Steuerzahler. „Schlimmstenfalls steht
am Ende eine Garantie für die Schulden al-
ler Krisenstaaten“, warnt er. Daher müsse
der Stabilitätspakt verschärft werden. „Die
Vereinbarungen des Gipfels sehen auch
eine Stärkung des Stabilitätspakts vor – das
scheinen viele übersehen zu haben.“

Trotz aller Bemühungen der Politik will
die Ratingagentur Fitch griechische Staats-

anleihen aber wie angekündigt herabstu-
fen und kurzfristig von einem beschränk-
ten Kreditausfall (Restricted Default) ausge-
hen. Fitch begründet dies mit der Beteili-
gung privater Gläubiger. Der Zahlungsaus-
fall werde im September erwartet und solle
nur wenige Tage andauern, verlautete
dazu aus EU-Kreisen.

Laut „Welt“ beläuft sich das Volumen
der Anleihen, mit denen deutsche Banken,
Versicherungen und Fonds sich am Ret-
tungspaket für Griechenland beteiligen,
auf 4,5 Milliarden Euro. Bei einem Wertver-
lust von 21 Prozent würden die privaten In-
vestoren demnach rund 945 Millionen Euro
zur Griechenland-Hilfe beitragen.

Bundesbankpräsident Weidmann
räumte ein, die Gipfelbeschlüsse könnten
die Finanzmärkte beruhigen. Allerdings:
„Indem umfangreiche zusätzliche Risiken
auf die Hilfe leistenden Länder und deren
Steuerzahler verlagert werden, hat der Eu-
roraum aber einen großen Schritt hin zu ei-
ner Vergemeinschaftung von Risiken im
Falle unsolider Staatsfinanzen und gesamt-
wirtschaftlicher Fehlentwicklungen ge-
macht.“ Künftig werde es noch schwieri-
ger, Anreize für eine solide Finanzpolitik
aufrechtzuerhalten.
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Hamburg (wk). Die Hamburger Staatsan-
waltschaft will nach Informationen des
Nachrichtenmagazins „Der Spiegel“ An-
klage gegen ehemalige Vorstände der kri-
sengeschüttelten HSH Nordbank erheben.
„Wir beabsichtigen den Abschluss der Er-
mittlungen in der zweiten Jahreshälfte“,
sagte Behördensprecher Wilhelm Möllers
gestern. Dass Anklage erhoben wird,
wollte er zunächst nicht bestätigen: „Das
Ermittlungsverfahren ist noch nicht abge-
schlossen.“ Die Behörde ermittelt bereits
seit mehr als zwei Jahren gegen Verant-
wortliche des Instituts wegen Verdachts
der Untreue und Bilanzfälschung.

Laut „Spiegel“ sollen nun alle im Dezem-
ber 2007 amtierenden Vorstände der Bank
wegen Untreue angeklagt werden, die da-
mals für die Ressorts Kapitalmarkt und Fi-
nanzen zuständigen Vorstände Nonnenma-
cher und Jochen Friedrich außerdem we-
gen Falschdarstellung der Unternehmens-
verhältnisse. Grund sei die Verwicklung in
das Geschäft „Omega 55“, hieß es. Der
hochriskante Wertpapierdeal hatte laut
„Spiegel“ in der Jahresbilanz zunächst mit
334 Millionen Euro zu Buche geschlagen.
Nonnenmacher war etwa ein Jahr nach
dem „Omega“-Deal an die Spitze des Vor-

stands gerückt. Ende März 2011 war er auf
Drängen der Anteilseigner ausgeschieden.

Der Aufhebungsvertrag für Nonnenma-
cher räume dem Banker Privilegien im
Wert von mehreren Millionen Euro ein,
schreibt der „Spiegel“ – die er auch im Fall
einer Anklage behalten soll. „Es wird klar-
stellend festgehalten, dass die Tatsache ei-
ner etwaigen künftigen Anklageerhebung
durch die Staatsanwaltschaft gegen Prof.
Dr. Nonnenmacher für sich genommen die
Gesellschaft nicht zur Rückforderung der
Leistungen berechtigt“, zitiert das Maga-
zin aus dem Vertrag. Aus diesem gehen
laut „Spiegel“ auch die Zahlungen an Non-
nenmacher hervor. Als „erfolgsabhängige
Tantieme“ soll es laut Aufhebungsverein-
barung 1,8 Millionen Euro für die Zeit bis
März 2011 gegeben haben. Für die Zeit da-
nach soll Nonnenmacher zur „Abgeltung
aller vertraglichen Ansprüche“ noch ein-
mal 2,13 Millionen Euro zugesagt bekom-
men haben. Von Oktober 2015 an darf Non-
nenmacher nach Informationen des Maga-
zins weitere 1,5 Millionen Euro kassieren:
Diese Summe hatte ihm im Juni 2009 der
damalige Aufsichtsratschef Wolfgang Pei-
ner als Altersversorgung zugesichert – plus
1,4 Millionen Sofortzahlung.
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Bonn (wk). Die Deutsche Telekom soll laut
„Spiegel“ Verbraucher und Kunden mit
doppelten Abrechnungen betrogen haben.
Eine entsprechende Strafanzeige liege vor,
bestätigte ein Sprecher der Staatsanwalt-
schaft Bonn gestern. Insgesamt gehe es um
Beträge in dreistelliger Millionenhöhe, be-
richtete das Nachrichtenmagazin. Ein Tele-
kom-Sprecher wies die Vorwürfe zurück.

Dem „Spiegel“-Bericht zufolge soll die
Telekom Beiträge für Aufbau und Pflege
der Kundendatenbanken doppelt abge-
rechnet haben: Einerseits habe sie die Kos-
ten über die Anschlussgebühren auf die
Kunden abgewälzt. Gleichzeitig habe sie
die Beiträge Wettbewerbern berechnet,
die für ihr Geschäft auf die Daten der Tele-
kom angewiesen seien. Erstatter der An-
zeige sind dem Bericht zufolge die beiden
Gründer diverser Auskunftsdienste, die be-
reits mehrere Zivilverfahren gegen die Te-
lekom bestritten hätten. Dabei sei die Tele-
kom zu mehr als 80 Millionen Euro an Rück-
zahlungen verurteilt worden.

In dem aktuellen Fall berufen sich die Un-
ternehmer laut „Spiegel“ auf interne Tele-
kom-Zahlen, die der Konzern zur Überprü-
fung seiner Gebühren bei der Bundesnetz-
agentur eingereicht habe. Sie seien nach-
weisbar fingiert, zitiert das Magazin die An-
zeigeerstatter.
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